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Antrag auf Fristverlängerung für Einzelfallentscheidungen nach § 45 Abs. 7 sowie § 67
BNatSchG im Verbandsgebiet des Gewässer- und Deichverbandes Oderbruch
Ihr Bescheid vom 26.08.2024
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Hier: Stellungnahme und Aufforderung zur Anwendung des geltenden Rechts
Unser Zeichen: TS24-031 BUND Bbg – Biberabschuesse Oder (Bitte immer angeben)

Sehr geehrte Frau Amtsleiterin Eckert,
sehr geehrter Herr Fischer,
sehr geehrte Damen und Herren,

in o. g. Sache zeige ich an, dass ich den Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)
Landesverband Brandenburg e. V., Mauerstraße 1, 14469 Potsdam, anwaltlich vertrete.

Wir nehmen Bezug auf Ihren Bescheid vom 20.12.2024 und die übersendeten Unterlagen.

Nach Auswertung der Unterlagen aus der Akteneinsicht und rechtlicher Prüfung des Bescheids
erlauben wir uns die folgenden Hinweise.

Die rechtliche Prüfung hat ergeben, dass der Bescheid vom 26.08.2024 rechtswidrig war und
gegen geltendes Naturschutzrecht verstößt. Überdies erging die Entscheidung unter Verlet-
zung der Beteiligungsrechte der anerkannten Naturschutzverbände. Wir weisen in aller
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Deutlichkeit darauf hin, dass wir im Falle künftiger Hochwasserereignisse einen rechtskonfor-
men Umgang mit dem geltenden Naturschutzrecht und eine ordnungsgemäße Verbandsbe-
teiligung erwarten.

Im gegenständlichen Fall sehen wir von einer Fortsetzungsfeststellungsklage beim Verwal-
tungsgericht ab. Sollte sich die Verwaltungspraxis nicht ändern, d. h. sollte es im Zusammen-
häng mit künftigen Hochwasserereignissen und Biberabschüssen erneut zu rechtswidrigen
Verwaltungsentscheidungen sowie der Verletzung der Verbandsbeteiligungsrechte kommen,
müssen Sie mit der Einleitung eines verwaltungsgerichtlichen Eilverfahrens rechnen.

Zu den Ergebnissen der rechtlichen Prüfung:

Es ist Ihnen mit Ihrem Bescheid vom 26.08.2024 – in Verlängerung Ihres Bescheids vom
22.07.2020 (Aktenzeichen 32.45/74-20-0921) nicht gelungen – den Anwendungsbereich der
BbgBiberV mit den dort vorgesehenen Abschussmaßnahmen für die Schutzgebiete zu eröff-
nen. Ihr Bescheid verstößt wegen unzureichender Prüfung gegen das Europäische Schutzge-
bietsrecht. Darüber hinaus missachtet der Bescheid die rechtlichen Anforderungen des
Schutzgebietsrechts der Naturschutzgebiete.

1. Zum Sachverhalt und UIG-Antrag

Nach uns vorliegender Auskunft u. a. aus einer Berichterstattung der taz in dem Artikel Wölfe
sollen Angst kriegen vom 10.01.2025, habe sich Ihr ehemaliger Fachbereichsleiter und Beige-
ordneter, jetziger Staatssekretär im Ministerium für Land- und Ernährungswissenschaft, Um-
welt und Verbraucherschutz (MLEUV), auf einer Veranstaltung mit dem Hinweis gebrüstet, er
sei derjenige gewesen, der im September 2024 beim Oderhochwasser 80 Biber aus Gründen
des Deichschutzes zum Abschuss freigegeben habe. Nach der Veranstaltung habe Herr Beyer
der taz gesagt, dass es eigentlich sogar mehr als 90 Biber gewesen seien.

- vgl. dazu den Artikel Wölfe sollen Angst kriegen, abrufbar unter:
https://taz.de/Woelfe-in-Brandenburg/!6057319/
[zuletzt abgerufen am 15.01.2025] -

Bemerkenswert ist, dass Sie ausweislich des Verwaltungsvorgangs noch mit Schreiben vom
18.09.2024 gegenüber dem Gewässer- und Deichverband Oderbruch auf die Geltung der Be-
richtspflicht nach § 6 BbgBiberV verwiesen haben:

https://taz.de/Woelfe-in-Brandenburg/!6057319/
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Gemäß § 6 Abs. 1 S. 1 BbgBiberV haben die berechtigten Personen nach der Durchführung der
Maßnahmen an Sie unverzüglich Bericht zu erstatten, u. a. gemäß § 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 BbgBi-
berV über den genauen Ort und das genaue Datum des Abschusses nach § 3 BbgBiberV, die
Anzahl sowie über den Verbleib der getöteten Tiere.

Der von Ihnen übersendete Verwaltungsvorgang enthält keinerlei Angaben zur Umsetzung
dieser Berichtspflichten.

Wir bitten beantragen auf Grundlage des § 3 UIG i. V. m. § 1 BbgUIG sowie hilfsweise auf Basis
des AIG, Akteneinsicht in folgende Umweltinformationen

sämtliche Unterlagen / Gutachten / Berichte / Fachstellungnahmen aus Ihrem Haus
bzw. von weiteren beteiligten Behörden bzw. Trägern öffentlicher Belange / soweit
vorhanden hierzu Protokoll (z. B. von Besprechungen) / Vermerke / E-Mails / Schrift-
verkehr / Vereinbarungen mit der Begünstigten / Adressaten des Bescheids vom
26.08.2024,

im Zusammenhang mit der Umsetzung / dem Vollzug des Bescheids vom 26.08.2024,
insbesondere bezüglich der Berichtspflicht nach § 6 BbgBiberV betreffend die Biberab-
schüsse.

Nicht beantragt wird die Akteneinsicht in Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, sofern es sich
tatsächlich um solche handelt.

Wir beantragen weiterhin auf Basis des § 3 Abs. 2 S. 2 UIG i. V. m. § 1 BbgUIG (hiernach können
wir grundsätzlich selbst bestimmen, auf welchem Wege die Akteneinsicht zu erfolgen hat),

die Akteneinsicht bevorzugt durch die Übersendung der Dokumente in elektronischer
Form an die im Briefkopf genannte E-Mail-Adresse bzw. durch Speicherung und Über-
mittlung der Unterlagen auf geeignetem Datenträger (bspw. DVD, USB-Stick) zu ge-
währen.

Auf die Monatsfrist nach § 3 Abs. 3 UIG i. V. m. § 1 BbgUIG weisen wir vorsorglich hin.

Wir gehen davon aus, dass für den UIG-Antrag keine Gebühren anfallen. Wir verweisen auf
§ 4 der GebOMUGV, welcher hier einschlägig ist:
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„Bei anerkannten Vereinigungen im Sinne des § 3 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes
soll gemäß § 3 Absatz 2 Nummer 2 des Gebührengesetzes für das Land Brandenburg
von der Gebühren- und Auslagenerhebung für öffentliche Leistungen ganz abgesehen
werden, wenn die in diesem Zusammenhang wahrgenommene Tätigkeit der anerkann-
ten Vereinigung ihrem satzungsgemäßen Zweck unmittelbar dient.“

Wir verweisen auf den Widerspruch meines Mandanten vom 16.01.2025 gegen Ihren Gebüh-
renbescheid vom 20.12.2024. Über diesen Widerspruch ist bislang nicht entschieden. An einer
Aufhebung des Gebührenbescheids führt wegen § 4 GebOMGUV indes kein Weg vorbei.

Jedenfalls: Der Bescheid vom 26.08.2024 war grundlegend rechtswidrig. Für den Biberab-
schuss in den FFH-Gebieten „Oderwiesen Neurüdnitz“, „Oderinsel Küstrin-Kietz“, „Odervor-
land Gieshof und Ergänzungsflächen“, und „Oderaue Genschmar“, war der Bescheid wegen
unzureichender Prüfung des Europäischen Schutzgebietsrechts nicht dazu geeignet, den An-
wendungsbereich der BbgBiberV zu eröffnen. Aus diesem Grund durften auf Grundlage der
BbgBiberV in den vorgenannten Schutzgebieten keine Tötungen erfolgen. Daran ändert die
Erteilung der flächenschutzrechtlichen Befreiung nichts. Im Übrigen war selbst die flächen-
schutzrechtliche Befreiung rechtswidrig, weil Sie im Hinblick auf die gleichnamigen Natur-
schutzgebiete Ihren Bescheid unbestimmt tenoriert haben. Selbst die nach § 67 BNatSchG
notwendige Alternativenprüfung erfolgte im Bescheid nicht in rechtmäßiger Form.

Hierzu im Einzelnen:

2. Rechtlicher Rahmen

Den artenschutzrechtlichen Rahmen zur Tötung von Bibern zum Zwecke des Hochwasser-
schutzes gibt § 45 Abs. 7 des BNatSchG vor. Nach dieser Vorschrift können die zuständigen
Behörden die Tötung von Bibern („Entnahme“) ausnahmsweise zulassen. Voraussetzung dafür
ist, dass die Ausnahme im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicher-
heit, notwendig ist (§ 45 Abs. 7 S. 1 Nr. 4 BNatSchG).

Die Behörden dürfen die Ausnahme nur zulassen, wenn zumutbare Alternativen nicht gege-
ben sind und der Erhaltungszustand der Populationen sich nicht verschlechtert
(§ 45 Abs. 7 S. 2 BNatSchG).

Dabei haben die Landesregierungen gemäß § 45 Abs. 7 S. 4 BNatSchG die Möglichkeit durch
Rechtsverordnung allgemein Ausnahmen zuzulassen. Das Land Brandenburg hat von dieser
Möglichkeit mit der Verordnung über die Zulassung von Ausnahmen von den Schutzvorschrif-
ten für den Biber (die BbgBiberV) Gebrauch gemacht.
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Die BbgBiberV sieht konkrete Anforderungen an den Abschuss von Bibern vor. So ist zum Bei-
spiel der Abschuss gemäß § 3 Abs. 1 S. 1 BbgBiberV nur dann zulässig, wenn Fachpersonen
zuvor vier Wochen lang erfolglos versucht haben, den Biber zu vergrämen. Vergrämen bedeu-
tet etwa, dass die Fachpersonen zunächst versuchen, Biberbaue und Biberburgen zu verfüllen
oder zu beseitigen. Dies in der Absicht, die Lebensstätten des Bibers unbrauchbar zu machen
(§ 2 BbgBiberV).

Vorherige Vergrämungsmaßnahmen sind allerdings nicht notwendig, soweit es um Tötungs-
maßnahmen an Hochwasserschutzanlagen nach § 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BbgBiberV geht1. Hierun-
ter fallen die Deiche einschließlich der zugehörigen wasserbaulichen Anlagen.

Zu Recht nimmt die Verordnung gemäß § 1 Abs. 4 S. 1 BbgBiberV die Naturschutzgebiete und
die Europäischen Schutzgebiete (FFH-Gebiete) von der Anwendung aus. Denn in diesen Ge-
bieten gelten über das Artenschutzrecht hinaus weitergehende naturschutzrechtliche Anfor-
derungen. Für diese Gebiete gilt die BbgBiberV mit all ihren Vorgaben zum Abschuss nur unter
bestimmten, zusätzlichen Voraussetzungen.

Mit dieser Regelung spielt die Landesregierung den Ball an die unteren Naturschutzbehörden
der Landkreise. Die Landkreise haben die Möglichkeit den Anwendungsbereich der BbgBiberV
für die Schutzgebiete zu eröffnen.

So können die Landkreise auf Antrag für Naturschutzgebiete eine so genannte flächenschutz-
rechtliche Befreiung nach § 67 Bundesnaturschutzgesetz erteilen. Bei den Europäischen
Schutzgebieten müssen die Landkreise sogar positiv feststellen, dass eine erhebliche Beein-
trächtigung der Erhaltungsziele des jeweiligen Gebiets bei Durchführung der Tötungsmaß-
nahmen ausgeschlossen ist.

Von der Möglichkeit, den Anwendungsbereich der BbgBiberV auf die Schutzgebiete zu erstre-
cken, haben Sie mit Bescheid vom 26.08.2024 Gebrauch gemacht.

Eine rechtskonforme Umsetzung ist Ihnen indes nicht gelungen.

3. Verstoß gegen das FFH-Recht

Rechtswidrig waren Abschussmaßnahmen in den FFH-Gebieten „Oderwiesen Neurüdnitz“,
„Oderinsel Küstrin-Kietz“, „Odervorland Gieshof und Ergänzungsflächen“, und „Oderaue Gen-
schmar“, weil der Anwendungsbereich der BbgBiberV nach § 1 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 BbgBiberV
wegen Ihrer unzureichenden Prüfung des Europäischen Schutzgebietsrechts nicht eröffnet
war.

1 Vgl. dazu § 3 Abs. 1 S. 3 BbgBiberV.
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Insofern verstößt der Bescheid zugleich gegen geltendes FFH-Recht nach § 34 Abs. 2 Bun-
desnaturschutzgesetz. Denn er lässt ein Projekt zu, das zu erheblichen Beeinträchtigungen der
Erhaltungsziele der beiden FFH-Gebiete relevant beitragen kann (und beigetragen hat).

Nach dieser Vorschrift sind Projekte verboten, die zu erheblichen Beeinträchtigungen der Er-
haltungsziele führen können. Abschüsse nach der BbgBiberV sind überdies in Europäischen
Schutzgebieten gemäß § 1 Abs. 4 S. 2 BbgBiberV nur zulässig, wenn eine solche erhebliche
Beeinträchtigung von Erhaltungszielen des jeweiligen Gebiets bei der Durchführung von Maß-
nahmen ausgeschlossen werden kann.

Zu den Erhaltungszielen der FFH-Gebiete „Oderwiesen Neurüdnitz“ (Nummer 3151-301),
„Oderinsel Küstrin-Kietz“, „Odervorland Gieshof und Ergänzungsflächen“ (Nummer 3252-
301), und „Oderaue Genschmar“ (Nummer 3353-301) gehört der Biber2.

Sie haben verkannt, dass Sie gemäß § 1 Abs. 4 S. 2 BbgBiberV positiv und fachlich begründet
hätten feststellen müssen, dass nachteilige Auswirkungen auf den Biber als Erhaltungsziel die-
ser FFH-Gebiete ausgeschlossen sind. Die notwendige Prüfung ist nicht Gegenstand des Be-
scheids, obgleich Sie mit dem Bescheid den Abschuss auf Grundlage der BbgBiberV explizit für
die FFH-Gebiete ermöglichen wollten.

Die Prüfung hätte jedenfalls in der Begründung des Bescheids erfolgen müssen. Die dortigen
Ausführungen auf S. 3 des Bescheids, die wir nachfolgend einfügen, können die ordnungsge-
mäße Prüfung nicht ersetzen:

2 Etwa für das FFH-Gebiet „Odervorland Gieshof“: Managementplanung NATURA 2000 im Land Brandenburg; -
Kurzfassung -, Managementplan für das Gebiet „Odervorland Gieshof“, Stand: September 2015, abrufbar unter:
https://lfu.brandenburg.de/daten/n/natura2000/managementplanung/111-113-607MOL-635/FFH-
MP111_Kurzfassung.pdf [letzter Abruf am 15.01.2025], dort Abschnitt 2.2 Arten der Anhänge II und IV der FFH-
Richtlinie und weitere wertgebende Arten, S. 6, Tabelle 3. Für dieses FFH-Gebiet sowie für die FFH-Gebiete „Oder-
wiesen Neurüdnitz“ und „Oderaue Genschmar“ vgl. dazu die Gebietssteckbriefe auf der Internetseite des Bun-
desamts für Naturschutz.

https://lfu.brandenburg.de/daten/n/natura2000/managementplanung/111-113-607MOL-635/FFH-MP111_Kurzfassung.pdf
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Auch das Schreiben vom 18.09.2024 an den Gewässer- und Deichverband Oderbruch, Seite 2,
enthält keine detaillierte Prüfung. Ohne weitere Begründung stellen Sie dort fest:

Anhand dieser Auszüge wird deutlich: Eine eingehende, eigenständige und belastbare FFH-
Verträglichkeitsprüfung ist im Bescheid nicht erfolgt. Wir gehen davon aus, dass keine weite-
ren Dokumente vorliegen, die eine solche Prüfung beinhalten. Mein Mandant hat seinen UIG-
Antrag explizit auf FFH-Verträglichkeitsuntersuchungen erstreckt. Solche waren nicht Be-
standteil des von Ihnen am 20.12.2024 übersendeten Verwaltungsvorgangs.

Die Aussage in Ihrem Bescheid vom 26.08.2024

„Eine erhebliche Beeinträchtigung von Natura 2000-Gebieten entlang der Deiche und
Hochwasserschutzanlagen an der Oder kann ausgeschlossen werden“

ist nicht überzeugend.
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Sie ist nicht durch eine fundierte fachliche Einschätzung unterlegt. Im Gegenteil weisen Sie
selbst darauf hin, dass nach Feststellung der AG „Biber im MOL“ „außer beim Abschuss“ bzw.
der Vergrämung eine erhebliche Beeinträchtigung der Erhaltungsziele regelmäßig ausge-
schlossen werden könne. Eben dies impliziert die Notwendigkeit einer weitergehenden Prü-
fung, sobald Sie Abschussmaßnahmen ermöglichen wollen.

Warum die Zulässigkeit der ordnungsgemäßen Jagd innerhalb der NATURA 2000-Gebiete da-
für sprechen soll, dass die Erhaltungsziele „bei einer direkten Entnahme von Bibern mittels
Jagdwaffen“ nicht beeinträchtigt würden, ist nicht nachvollziehbar. Es handelt sich nicht um
eine naturschutzfachliche Bewertung, die sich am Schutzgut und am Erhaltungsziel orientiert.
Nur weil eine bestimmte Tätigkeit im Schutzgebiet nicht grundsätzlich verboten ist, bedeutet
dies nicht, dass sie mit den Erhaltungszielen vereinbar ist. Dies gilt insbesondere, wenn es sich
um drastische Maßnahmen wie die gezielte Tötung von Individuen einer als Erhaltungsziel ge-
schützten Tierart handelt.

Die Prüfung zum FFH-Gebietsschutz war unverzichtbar. Eine Dringlichkeit rechtfertigt den Ver-
zicht nicht. Für einen solchen Verzicht gibt es keine rechtliche Grundlage. Erst die Prüfung
ermöglicht die Bewertung, ob erhebliche Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele ausgeschlos-
sen sind und die BbgBiberV Anwendung findet. Überdies ergibt sich die Prüfungsnotwendig-
keit unmittelbar aus dem FFH-Recht.

Im Rahmen der Prüfung hätten Sie der Frage nachgehen müssen, ob nachteilige Auswirkun-
gen auf den Erhaltungszustand des Bibers in den Schutzgebieten zu befürchten sind.

Sie hätten dabei u. a. prüfen müssen,

 mit wie viel Abschüssen welcher Biber (Elterntiere, Jungtiere) auf Grundlage des Be-
scheids und der BbgBiberV zu rechnen ist,

 welche Auswirkungen die zu erwartenden Abschüsse auf den Erhaltungszustand der
lokalen Population haben.

Dabei hätten Sie erkennen müssen, dass die

 fehlende zahlenmäßige Begrenzung von Abschüssen,
 bei nachaktiven Tieren nicht gegebene Möglichkeit, Abschüsse von Elterntieren un-

selbstständiger Jungtiere zu verhindern,
 Abschussmöglichkeit, die an keine weiteren Kriterien geknüpft ist, außer dass sich das

Tier auf bzw. an dem Deich, den Deichschutzstreifen oder den Gräben zum Abführen
von Drängewasser, aufhält,
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per se dazu geeignet ist, den Erhaltungszustand der lokalen Population des Bibers nachteilig
zu beeinflussen.

Im Zuge der Verträglichkeitsprüfung wären zudem die folgenden Umstände zu berücksichti-
gen gewesen:

 Biber legen nur dann neue Baue an, wenn ihr bisheriger Wohnkessel, etwa in Folge
eines Hochwassers, geflutet wird. Allerdings dauert das Anlegen eines Baus für den
Biber viele Tage. Er ist mit hohem Energieaufwand verbunden. Bei einem nur wenige
Tage dauernden Hochwasser wird der Biber eine solche Energieverschwendung nicht
zwingend bzw. regelmäßig betreiben.

 Nicht alle Deiche sind grabefähig: Alte Deiche, selbst wenn sie nicht durch mechani-
sche Metfallgeflechte geschützt sind, bestehen mitunter aus Schutt und Steinmateri-
alien. Ein Biber dringt womöglich nicht durch.

All diese Umstände spielen in der Begründung Ihres Bescheids keine Rolle.

Eine FFH-Verträglichkeitsprüfung, die diesen Namen verdient und welche die rechtlichen An-
forderungen erfüllt, ist nicht Bestandteil des Bescheids.

Bestätigt sehen wir die durch Ihren Bescheid begründete Gefahr durch die hohe Zahl an Ab-
schüssen im Landkreis Märkisch-Oderland. Nach dem taz-Bericht Wölfe sollen Angst kriegen
– siehe oben – vom 10.01.2025, habe Herr Beyer gegenüber der taz gesagt, dass sogar mehr
als 90 Biber abgeschossen worden seien.

Unter Hinzurechnung der Abschusszahl aus dem Landkreis Oder-Spree (32 Biber), müssen wir
von weit über 100 toten Tieren ausgehen. Dies ist als eine erhebliche Beeinträchtigung der
Erhaltungsziele zu werten. Eine Tötung von mehr als 100 Tieren stellt einen Verlust der lokalen
Population von 10 Prozent dar.

Resümee: Mit Ihrem Bescheid vom 26.08.2024 ist es nicht gelungen, den Anwendungsbereich
des BbgBiberV und die dort vorgesehenen Maßnahmen auf die betroffenen FFH-Gebiete zu
erstrecken. Zugleich verstößt Ihr Bescheid gegen § 34 Abs. 2 BNatSchG, weil er zu erheblichen
Beeinträchtigungen der FFH-Gebiete „Oderwiesen Neurüdnitz“ (Nummer 3151-301), „Oder-
insel Küstrin-Kietz“, „Odervorland Gieshof und Ergänzungsflächen“ (Nummer 3252-301), und
„Oderaue Genschmar“ (Nummer 3353-301) führen kann, in welchen der Biber jeweils als Er-
haltungsziel geschützt ist. Eine FFH-rechtliche Abweichungsentscheidung ist nicht ergangen.
So schreiben Sie in Ihrem Bescheid auf S. 3 selbst, dass aus Ihrer Sicht eine gesonderte Zulas-
sung nach § 34 Abs. 3 BNatSchG nicht erforderlich sei.
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4. Unzureichende Prüfung der Schutzgebietsverordnungen

Ihr Bescheid vom 26.08.2024 verstößt zugleich gegen die Verbotstatbestände der jeweiligen
Schutzgebietsverordnungen. Weder ist eine ordnungsgemäße Alternativenprüfung im Befrei-
ungsverfahren erkennbar noch ist der Bescheid seinem Tenor nach hinreichend bestimmt.

Zwar erteilten Sie eine so genannte flächenschutzrechtliche Befreiung von den Verboten der
Verordnungen über die Naturschutzgebiete „Oderwiesen Neurüdnitz“, „Oderinsel Küstrin-
Kietz“, „Odervorlang Gieshof“, „Oderaue Genschmar“.

Dies geschah in der Absicht die Anwendbarkeit der BbgBiberV für diese Naturschutzgebiete
herzustellen. Ihre diesbezügliche Prüfung ist jedoch unzureichend.

Zunächst ist festzustellen, dass keine den Anforderungen entsprechende Alternativenprüfung
erkennbar ist, wie sie bei der Erteilung von naturschutzrechtlichen Befreiungen notwendig ist.

- vgl. etwa Rn. 13 (juris), des Beschlusses des OVG Berlin-Brandenburg vom 10.02.2020,
OVG 11 S 6/20 -

Konkret hätten Sie – wie oben im Zusammenhang mit dem FFH-Recht ausgeführt – prüfen
müssen, ob die (unbeschränkte) Tötung von Bibern zielführend und alternativlos ist, um die
mit dem Bescheid intendierte Wirkung zu erreichen (Schutz der Hochwasserschutzanlagen).
In der Prüfung hätten Sie zu dem Ergebnis kommen müssen, dass dies nicht der Fall ist. Gründe
dafür sind etwa die o. g. Umstände,

 dass der Biber in oder an Deichen im Zusammenhang mit Hochwasserereignissen nur
unter bestimmten Voraussetzungen neue Baue anlegt, die ein Gefahrenpotenzial mit
sich bringen,

 nicht alle Deiche grabefähig sind. So haben Sie in Ihrem Bescheid, anders als etwa der
Landkreis Uckermark, nicht einmal diejenigen Deichabschnitten ausgenommen, die
durch Biberschutzmatten gesichert sind.

Rechtsfehlerhaft ist darüber hinaus der Tenor des Bescheids. Die I.1 – I.4 des Bescheids lassen
für die jeweiligen Naturschutzgebiete jeweils die folgenden Maßnahmen zu:

„(…) zur vollständigen Entnahme von Biberdämmen, zur Verfüllung von bewohnten
Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Biber sowie zur Entnahme von Bibern“.

Vorgesehen sind demnach in den Schutzgebieten drei verschiedene Maßnahmen inklusive der
Tötung von Bibern. Es bleibt nach der Regelung des Bescheids für den Adressaten sowie
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Drittbetroffene unklar, in welchem Verhältnis die verschiedenen Maßnahmen untereinander
stehen.

Sind die Entnahme von Biberdämmen sowie die Verfüllung von bewohnten Fortpflanzungs-
und Ruhestätten gegenüber der Tötung vorrangig? Falls ja, wäre dies durch entsprechende
Präzisierung des Tenors deutlich zu machen. Der aktuelle Tenor stellt alle Maßnahmen gleich-
wertig nebeneinander. Angesichts der unterschiedlichen Eingriffsintensität muss der Bescheid
klar regeln, wie die Maßnahmen zueinander stehen und unter welchen Voraussetzungen sie
zulässig sind. Zudem ist zu prüfen, ob die BbgBiberV vollständig anwendbar ist oder ob der
Bescheid ein eigenes Maßnahmenregime festlegen soll. Die derzeitige Regelung ist unklar und
widersprüchlich.

Resümee: Ihr Bescheid vom 26.08.2024 konnte den Abschuss von Bibern in den Naturschutz-
gebieten „Oderwiesen Neurüdnitz“, „Oderinsel Küstrin-Kietz“, „Odervorlang Gieshof“,
„Oderaue Genschmar“ nicht rechtmäßig erlauben. Der Anwendungsbereich der BbgBiberV
war nicht eröffnet. Eine rechtmäßige Befreiung von den Anforderungen der Schutzgebietsver-
ordnungen lag nicht vor.

5. Fazit

Ihr Bescheid vom 26.08.2024 war rechtswidrig. Alle Abschussmaßnahmen auf Grundlage der
BbgBiberV in den betroffenen Schutzgebieten Oderwiesen Neurüdnitz“, „Oderinsel Küstrin-
Kietz“, „Odervorlang Gieshof“, „Oderaue Genschmar“ waren unzulässig.

Nicht nur haben Sie es rechtsfehlerhaft unterlassen, das geltende FFH-Recht in Bezug auf die
betroffenen FFH-Gebiete „Oderwiesen Neurüdnitz“ (Nummer 3151-301), „Oderinsel Küstrin-
Kietz“, „Odervorland Gieshof und Ergänzungsflächen“ (Nummer 3252-301), und „Oderaue
Genschmar“ (Nummer 3353-301) ordnungsgemäß zu prüfen. Schon aus diesem Grund war
der Abschuss in den Naturschutzgebieten nicht möglich.

Darüber hinaus haben Sie das NSG-Schutzgebietsrecht in Verbindung mit § 67 BNatSchG nicht
rechtmäßig geprüft. Es fehlt sowohl an der Alternativenprüfung, als auch an einer Konkreti-
sierung bzw. Priorisierung der Maßnahmen im Tenor von I.1 – I.4 in Anbetracht der Anforde-
rungen der BbgBiberV.

Hinzu kommt: Durch die uneingeschränkte Anwendung der BbgBiberV auf die FFH-Gebiete
haben Sie für erhebliche Beeinträchtigung des Erhaltungszustands der lokalen Population Tor
und Tür geöffnet. Sie hat sich realisiert, wie die bekannten Abschusszahlen belegen.

Abschließend weisen wir auf die mit dem Bescheid begründete Verletzung des Beteiligungs-
rechts der anerkannten Naturschutzverbände u. a. aus § 36 Nr. 3 BbgNatSchAG hin. Danach
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ist einer anerkannten Naturschutzvereinigung, die nach ihrer Satzung landesweit tätig ist, was
auf meinen Mandanten zutrifft, die Gelegenheit zur Stellungnahme und zur Einsicht in die
einschlägigen Sachverständigengutachten vor der Erteilung von naturschutzrechtlichen Be-
freiungen nach § 67 BNatSchG zu geben.

Selbst bei Dringlichkeit von Maßnahmen ist eine Verbandsbeteiligung möglich. Eine nachträg-
liche Information ist rechtswidrig, zumal sie das Risiko mit sich bringt, dass ein Vollzug bereits
eingetretenen ist, welcher die anerkannten Vereinigungen vor vollendete Tatsachen stellt.

Eine Verbandsbeteiligung wäre ohne weiteres vor der Entscheidung möglich gewesen. Darauf
haben Sie rechtswidrig verzichtet. Sie beziehen sich im Bescheid auf einen Antrag des Gewäs-
ser- und Deichverbands Oderbruch vom 15.02.2024. Zwischen Antrag und Bescheidung lagen
demnach mehr als 6 Monate.

Wir weisen darauf hin, dass nach der verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung die Verletzung
der Beteiligungsrechte der anerkannten Naturschutzverbände ausreicht, um einen erteilten
Bescheid außer Kraft zu setzen (Partizipationserzwingung). Wir bitten dies künftig zu berück-
sichtigen und fordern Sie auf, das geltende Recht zu beachten und die Beteiligungsrechte der
anerkannten Naturschutzvereinigungen ohne Wenn und Aber einzuhalten.

Vielen Dank und mit freundlichen Grüßen

Tim Stähle
Rechtsanwalt
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